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Der „Gicherheitsgürtel“ 


Nach längerer Pauſe hat Oberſt Beck die Fäden der polniſchen Außenpolitik, die ſich 
während ſeiner Abweſenheit allmählich zu verwirren ſchienen, wieder weiter zu ſpinnen 
begonnen. Seine hauptſächlichſte Aufmerkſamkeit hat zunächſt dem rumäniſchen Nachbarn 
gegolten. Die Aufwertung des polniſch⸗rumäniſchen Bündniffes iſt 
mit merklichem Erfolge fortgeführt worden. Lieber das Ergebnis des Bukareſter Beſuches 
des Oberſten Beck hat ſich die Preſſe beider Länder ſehr zufrieden geäußert. Rumänien 
iſt im Hinblick auf Beſſarabien, in deſſen Beſitz es bisher von der Sowjetunion noch 
immer nicht anerkannt worden iſt, an einem Zuſammengehen mit Polen dringend inter: 
effiert. Und die Kreiſe, die die rumäniſche Außenpolitik von der ſowjetfreundlichen Lin ie 
Titulescus abgedrängt haben, müſſen verſuchen, die Kritik ihrer innerpolitiſchen 
Widerſacher durch greifbare Reſultate ihrer Bemühungen um die rumäniſche Sicherheit 
zum Schweigen zu bringen. Polen ſieht ſeine Südoſtpolitik von einer „höheren Warte“. 
Es umgibt ſeine ſehr nüchternen und ſehr egoiſtiſchen Beſtrebungen mit dem Nimbus 
einer europäiſchen Miffion. Es hält an der Vorſtellung feft, zum führenden 
Faktor der an die Sowjetunion angrenzenden Staaten berufen zu ſein, und es leitet aus 
dieſer Vorſtellung feinen Anſpruch ab, als europäiſche Großmacht gewertet zu werden. 
Polens Bemühungen ſind zur Zeit darauf gerichtet, den konjunkturellen Fortſchritten, die 
es bisher auf dieſem Wege erzielt hat, die Form „ftruftueller Realitäten“ zu geben. In 
bezug auf Rumänien iſt das im weſentlichen gelungen. Wie das amtliche Organ des 
polniſchen Außenminiſteriums, die „Polſka Fuformacja Polityezna“, feſtgeſtellt hat, haben 
die Beſprechungen Becks in Bukareſt für Polen zwei beachtliche Erfolge gezeitigt: Erſtens 
hat ſich Rumänien die polniſche Auffaffung einer europäiſchen 
Gleichgewichtspolitik zueigen gemacht, und zweitens hat das Syſtem 
der Kleinen Entente und damit die Stellung der Tſchecho— 
Slowakei dadurch, daß ſich Rumänien gegen die Sowjetunion feſtgelegt hat, e i ne 
weitere Schwächung erfahren. Nach der Moderniſierung des Bündniſſes 
ſind die jetzt zuſtandegekommenen Kulturabkommen mit Rumänien, die Arbeiten am 
Ausbau der wirtſchafklichen Beziehungen und die für die nüchſte Zukunft geplanten 
Beſuche König Karls in Polen und Moscickis in Rumänien Schritte auf dem Wege 
zur Verwirklichung des ſeit der Aufrichtung des polniſchen Staates verfolgten Zieles einer 
von Meer zu Meer reichenden polniſchen Machtſtellung im öftlichen Mitteleuropa. 


Es iſt notwendig, dieſes polniſch⸗rumäniſche Zufammenfpiel in dem größeren Zu⸗ 
ſammenhang, in den es hineingehört, zu betrachten. Es iſt nur ein Ausſchnitt aus einer 
mehr als ein Dutzend europäiſcher Staaten umfaſſenden außenpolitiſchen Orientierung, 
deren Motor nirgendswo anders zu ſuchen iſt als in London. Es. iſt die Politik der 
Neutraliſierung der kleineren Staaten, die Politik des europäiſchen „Sicher⸗ 
heitsgürtels“, die ſich zum erſten Mal vor etwa zwei Jahren am diplomatiſchen 
Himmel deutlicher abzuzeichnen begann. In dieſe Politik hat ſich Polen unter der 
Führung des Oberſten Beck frühzeitig einzuſchalten gewußt. Die Orientierung 
nach London iſt ſeit zwei Jahren das ſtillſchweigend, aber hartnäckig verfolgte Leit⸗ 
motiv der Außenpolitik Polens. Oberſt Beck iſt in Brüffel geweſen und hat feine Fäden 
zu den nordiſchen Staaten geſponnen; er hat ſich um die baltiſchen Länder bemüht und 
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im Südoſten den tſchechiſchen Einfluß zurückzudrängen verſucht. In Belgrad und vor 
allem in Bu kareſt kann er eg verzeichnen. In Riga und Kauen aber hat er 
nicht vorankommen können. In Reval, aber vor allem in Helſingfors, Stock⸗ 
holm und Kopenhagen wirkt der britiſche Einfluß unmittelbar, und Polen kann 
ſich, ſoweit es dazu imſtande iſt, darauf beſchränken, ihn zu ergänzen. Schließlich liegt 
auch die Entſcheidung, die Brüffel in der Neutralitätsfrage getroffen hat, im Sinne 
des polniſchen Strebens. 

Es iſt feſtzuſtellen, daß weſtlich, nördlich und öſtlich des Deutſchen Reiches nach einem 
einheitlichen Plane Beſtrebungen im Gange ſind, Blöcke zu bilden, die zum mindeſten auf 
eine außenpolitiſche Iſolierung des Reiches abzielen, indem ſie die 
Mittel: und Kleinſtaaten ringsherum in einer Weiſe untereinander verbinden, die zu ver⸗ 
hindern beſtimmt iſt, daß dieſer oder jener dieſer Staaten ſich auf eigene Fauſt mit dem 
Reiche verſtändigt. Polen fühlt ſich zur Zeit in dieſem Rahmen recht wohl. Es 
macht ſich die britiſche Antipathie gegen Deutſchland zunutze. 
Und es ift ihm wahrſcheinlich auch lieber, mit dem Foreign Office als mit dem Quai 
d' Orſay gemeinſame Sache zu machen, nicht nur deshalb, weil es heute nicht mehr 
Frankreich, ſondern England iſt, das in Weſteuropa die Führung 
beſitzt, ſondern auch deshalb, weil England nicht in demſelben Maße 
wie Frankreich eigene machtpolitiſche Intereſſen im öſtlichen 
Mitteleuropa perfolgt. Es iſt für Polen im Augenblick nicht unbedingt nötig, 
auf die franzöſiſche Empfindlichkeit in den oſteuropäiſchen Fangen allzu viel Rückſicht zu 
nehmen. Ulm ſo mehr aber iſt es darauf bedacht, die geiſtigen Verbindungen 
zum franzöſiſchen Bundesgenoſſen, die während der letzten Jahre ſtark 
vernachläſſigt wurden, wieder feſter zu knüpfen, um das nach wie vor als unentbehrlich 
empfundene Bündnis mit dem weſtlichen Nachbarn Deutſchlands über die Zeit der 
engliſchen Orientierung hinüberzuretten und die freundſchaftliche Geſinnung, deren es 
namentlich in den franzöſiſchen Militärkreiſen ſicher ſein kann, nicht erkalten zu laſſen. 
Es heißt zwar, daß die franzöſiſche Regierung, die vom Standpunkt ihrer traditionellen 
Oſtpolitik allen Grund hat, mit Polen unzufrieden zu ſein, mit der Sperrung der erſt vor 
einigen Monaten von der Pariſer Kammer einſtimmig bewilligten Kredite und mit 
anderen Unannehmlichkeiten gedroht hat, und es ſieht auch fo aus, als ob der Quai 
d' Orſay ſich des ſo überraſchend ausgebooteten Titulescu bedienen möchte, um in eigenem 
und im tſchechiſchen Intereſſe die Innigkeit der polniſch-rumäniſchen Freundſchaft zu 
trüben. Es iſt jedoch wenig wahrſcheinlich, daß Polen ſich durch derartige Drohungen, die 
ſich auf finanziellem Gebiete unter Ulmſtänden allerdings recht peinlich auswirken könnten, 
wird einſchüchtern laſſen. Denn mit dem Reſpekt, den die öſtlichen Staaten gegenwärtig 
vor Frankreich haben, iſt es nicht mehr allzu weit her. England iſt für dieſe 
Staaten zur Zeit jedenfalls der ſtärker ins Gewicht fallende 
weſteuropäiſche Partner. 

Wenn es im allgemeinen auch zutrifft, daß ſich die engliſche Politik rings 
um Deutſchland im Augenblick erfolgreich entwickelt, ſo läßt ſich doch nicht überſehen, 
daß es ſich dabei um einen Konſtruktionsverſuch handelt, der zu kompliziert erſcheint, 
um auf die Dauer dem Schwergewicht der dem Verſuchsfeld der engliſchen Politik 
unmittelbar benachbarten Großmächte widerſtehen zu können. Was der Sowjetgeſandte 
Karſki in Kauen bei ſeinem Abſchied aus der litauiſchen Hauptſtadt Ende 1936 den 
baltiſchen Staaten zu bedenken gegeben hat, das können in enkſprechender Form auch die 
anderen Staaten im öſtlichen Mitteleuropa auf ſich beziehen: Die baltiſchen 
Staaten, hat Karſki mit drohendem Unterton damals geſagt, dürften ſich 
nicht der trügeriſchen Hoffnung hingeben, daß fie außerhalb 
der Grenzen der heranreifenden Konflikte ſtünden. Der britiſche 
Konſtruktionsverſuch und das Bemühen Polens um eine „Organiſierung“ der zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und der Sowjetunion gelegenen Staaten finden in dieſer drohenden 
Erklärung ihre — wenn man ſo will — ideelle Begründung; zugleich aber deckt dieſe 
Erklärung, die das öſtliche Mitteleuropa in die Rolle eines Vorfeldes einer welt⸗ 
politiſchen Entſcheidung verweiſt, den Schwächepunkt der britiſchen ſowohl wie der 
polniſchen Bemühungen auf. Wenn es für den Sü doſten gilt, daß eine Löſung 
der Spannungen nicht ohne Deutſchland und vor allem nicht 
gegen Deutſchland erreicht werden kann, ſo muß das — unter Berück⸗ 
ſichtigung der anders gelagerten volkspolitiſchen Gegebenheiten — auch für den Nord⸗ 
often gelten. ; Dr K. 
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Orzymala und fein Wagen 


Ende April ift in Polen eine ſozuſagen „hiſtoriſche“ Perſönlichkeit geftorben und in 
Friedheim (Kreis Wirfiß) beigeſetzt worden: Michael Drzymala. Seine „hiſto⸗ 
riſche⸗ Laufbahn begann nach dem Inkrafttreten des Geſetzes von 1904, das im Intereſſe 
einer ſozialen Geſundung der Siedlungskätigkeit die Errichtung ländlicher Wohnbauten 
unter gewiſſen Bedingungen von einer behördlichen Genehmigung abhängig machte. 
Damals ließ ſich Drzymala, als ihm die entſprechende Genehmigung nicht gegeben wurde, 
auf ſeiner Parzelle in einem Wohnwagen nieder. Er zog alſo gleichſam in 
einem Zigeunerwagen in den Tempel der „polniſchen Unſterb⸗ 
lichkeit“ ein. 

Man wird vielleicht ſagen, daß dieſe „Unſterblichkeit“ allzu billig erkauft worden iſt. 
Das iſt jedoch nicht das Weſentliche an dieſem Falle. Das Weſentliche iſt, daß es der 
polniſchen Seite gelungen ift, aus dieſem Fall ein geradezu klaſſiſches 
Beifpielantideuffher Propaganda zu machen. Der Wagen Drzymalas 
iſt zu einem feſtſtehenden Begriff der polniſchen Propaganda geworden; er lebt in dieſer 
Propaganda fort als das Symbol des polniſchen Widerſtandes gegen 
die Anſiedlungspolitik des preußiſchen Staates. Alles, was der 
Pole (und nicht nur der ungebildete Pole!) bei dem Gedanken an die Anſiedlungspolitik 
der Vorkriegsjahre empfindet, ift in dieſer bild ha ften Vorſtellung eines Wohn⸗ 
wagens enthalten. In ihm kommt die Methode der polniſchen Propaganda zum Aus⸗ 
druck, die ſich mehr an die Phantaſie als an den Verſtand der Menſchen wendet, die 
weniger mit Begriffen, als mit Bildern zu operieren gewohnt iſt, die Nebenſächliches 
zum Weſentlichen erhebt, es mit Unermüdlichkeit jahres und jahrzehntelang 
wiederholt und ſchließlich als Legende in die Sphäre des Glaubens (bzw. des Aber⸗ 
glaubens) verlagert. „ 

Es ließen ſich unzählige Beiſpiele dafür anführen, daß deutſchen Bauern und 
Siedlern in Polen unendlich viel ſchlimmer mitgeſpielt worden ift als dieſem Drzymala. 
Man denke nur an das tragiſche und tapfere Schickſal, das tauſende deutſcher Koloniſten 
in Wolhynien nach dem Kriege im Kampfe um ihr Hab und Gut durchgemacht haben! 
Aber keines dieſer zahlloſen Einzelſchickſale deutſcher Menſchen ift für das deutſche Volk 
zu fo einer lebendigen und ſymbolhaften Gegenſtändlichkeit des geſamtdeutſchen Schickſals 
in Polen propagandiſtiſch Wehnwage worden, wie dieſer lächerliche Einzelfall des 
Drzymala, der auf feinem Wohnwagen den preußiſchen Geſetzen zu trotzen verſuchte. 
Hier fehlt der deutſchen Propaganda, die gewohnt iſt, ſich an die nüchternen Tatſachen 
= 1 55 re en 1 dem die polniſche Propaganda zum nicht geringen 

ell ihre roankt: ie ru pe 1 H H 27 
8 ß 13 pelloſigkeit in der Typiſierung 

Ueber das ickſal Srzymalas und feines Wagens hat die polniſche Preſſe vor 
einiger Zeit nähere Mitteilungen gemacht. Auch fie ſind 5 die 9 N bon 
polniſcher Seite ſolchen „nationalen Symbplen“ und „verdienten Perſönlichkeiten“ zuteil 
wird, bezeichnend. Der Wagen wurde bereits vor dem Kriege nach Krakau geſchafft, 
wo er als Dofument des polniſchen Kampfes gegen Deutſchland zur Schau geftellt wurde. 
Nach dem Kriege wollte Orzymala ihn wieder auf feiner im Poſenſchen liegenden Wirk: 
ſchaft aufftellen, doch fehlten ihm die zum Transport notwendigen Mittel. Inzwiſchen 
hatte der Wagen auf ſeinem Krakauer Ausſtellungsplatz ſo ſehr gelitten, daß ſeine 
weitere Aufbewahrung nicht mehr möglich erſchien. So entnahm man ihm eine Wand, 
die dann im Nationalmuſeum in Krakau aufgeſtellt worden iſt. 

Orzymala felber ging es in der erſten Zeit nach dem Ulebergange Poſens an Polen 
wirtſchaftlich ſchlecht. Seine Parzelle in Kaiſertreu kam unter den Hammer. Er kaufte 
ſich darauf eine alte Kate in der Nähe von Ziegelhauland und lebte dort kümmerlich 
auf ſeinem kleinen Beſitz. Dann aber nahm ſich die polniſche Oeffentlichkeit ſeiner an. 
Der Schriftſteller Joſef Weyßenhoff ſchrieb eine Monographie über ihn. Von 
verſchiedenen Seiten wurden ihm größere Beträge zur Verfügung geftellt; die Staroſtei 
ſtand ihm im Bedarfsfall mit Beihilfen zur Seite, und von der Wojewodſchaft Poſen 
wurde er mit einer Jahresrente von einigen tauſend Zloty bedacht. Außerdem 
wurde ihm ein 60 Morgen großer Beſitz in Grabau, der einem deutſchen Anſiedler weg⸗ 
genommen worden war, übereignet. Der in der polniſchen Preſſe ausgeſprochene Wunſch, 
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den „Nationalhelden“ Drzymala in Pofen auf dem „Friedhof der Verdienſtvollen“ bei⸗ 
zuſetzen, ging allerdings nicht in Erfüllung. Vielleicht haben die verantwortlichen Stellen 
doch einmal das richtige Empfinden gehabt, daß man mit der Vergebung eines ſolch' 
verpflichtenden Titels ein wenig ſorgfältiger umgehen muß. Doch haben ſie ihm noch 
nachträglich den Orden „Polonia Reſtituta“ verliehen. 


Widerſtand gegen die Fremden 


Nachdem die Aenderung der Poſener und Pommereller Wojewodſchaftsgrenzen vor 
kurzem geſetzlich feſtgelegt worden iſt, hat ſich die polniſche Preſſe auch mit der Frage 
einer Erweiterung der ſchleſiſchen Wojewodſchaftsgrenzen befaßt. Mit dieſer Frage hat 
ſich bereits im Jahre 1932 dieſelbe „Studienkommiſſion zur Vereinfachung des Ver⸗ 
waltungsapparates“ eingehend beſchäftigt, deren ſeinerzeitige Vorſchläge bezüglich 
Poſens und Pommerellens inzwiſchen im weſentlichen geſetzlich ſanktioniert worden ſind. 
Es iſt anzunehmen, daß man auch bezüglich der Wojewodſchaft Schleſien auf die Vor⸗ 
ſchläge dieſer Kommiſſion zurückgreifen wird. Die Kommiſſion hat feiner Zeit die Ver— 

rößerung der Wojewodſchaft um die benachbarten Kreiſe 
Tſchenſtochau, Zawierce und Bendzin ſowie um die weſtlichen 
Teile der Kreiſe Olkuſch, Biala, Auſchwitz, Chrzanow und 
Say buſch ins Auge gefaßt; das iſt ein Gebiet, das erheblich größer als die Woje⸗ 
wodſchaft Schleſien in ihrem derzeitigen Umfange iſt. Nun iſt aber eine Aenderung der 
Verwaltungsgrenzen in dieſer ſchwierigen Südweſtecke Polens offenſichtlich eine kompli⸗ 
ziertere Frage als in irgendeinem anderen Teile des Staates. Wenn, was zu erwarten 
iſt, die Woſewodſchaft Schleſien nach Oſten vergrößert wird, fo bedeutet dag, daß in 
einem Verwalkungsgebiet vier Teile vereinigt werden, die durch lange Zeiten 
hindurch eine völlig von einander verſchiedene oder gar gegenſätzliche Entwicklung durch⸗ 

emacht haben, vier Gebiete, von denen jedes ſeine eigene wirtſchaftliche und volkspolitiſche 
Problemſtellung hat: das vom Deutſchen Reiche losgetrennte Oſtoberſchleſien, das ehe⸗ 
malige Oeſterreichiſch⸗Schleſien öſtlich der Olſa, der Weſtteil Galiziens und das zu 
Kongreßpolen gehörende Induſtriegebiet um Tſchenſtochau, Sosnowitz und Dombrowa. 

Wenn man vielleicht auch feſtſtellen kann, daß die um ihre Hoffnungen betrogene alt⸗ 
eingeſeſſene Bevölkerung Oſtoberſchleſiens die zu erwartende Aenderung der Verwaltungs⸗ 
grenzen als ein unabwendbares Uebel mit einem gewiſſen Fatalismus betrachtet, fo iſt in 
ihr doch das Bewußtſein der eigenen Beſonderheit, die ſie vom nationalen Polen⸗ 
tum trennt, nach 15 Jahren polniſcher Herrſchaft keineswegs weniger lebhaft als in der 
erſten Zeit nach der Lostrennung ihres Landes vom Reich. Die polniſche Herrſchaft 
hat es zwar fertiggebracht, das ſich offen zum Deutſchtum bekennende 
Bevölkerungselement aus den leitenden Stellen, aus den Arbeitsplätzen oder 
ganz aus dem Land zu verdrängen; ſie hat zugleich aber den übrigen Teil der 
einheimiſchen Bevölkerung durch den lächerlichen 95 0 0 die 
materialiſtiſche Moral und die mißtrauiſche Unſicherheit der 
Leute, die ſie als Kulturträgererſatz ins Land geſchickt hat, 
verärgert. Sie hat eine weitgehende äußere Poloniſierung des vom Reiche losgetrennten 
Landes erreicht, moraliſche Eroberungen aber hat ſie dort nicht gemacht. Es iſt 
durchaus denkbar, daß ſich das Polentum heute in Oſtoberſchleſien eines beſſeren Anſehens 
erfreute, wenn es während der letzten 15 Jahre feinem Drange nach Weſten eine weit⸗ 
gehende Zurückhaltung auferlegt hätte. Denn gerade die Zugewanderten ſind es ja, 

egen die ſich in der Hauptſache die immer offener zutage kretende Abneigung der ein⸗ 

Behmifiben Bevölkerung Oſtoberſchleſiens richtet, und an deren wenig vorteilhaften Eigen⸗ 
ſchaften dieſe Bevölkerung ihr Urteil über das Polentum überhaupt orientiert. Der 
Wunſch, möglichſt viele dieſer fremden Elemente wieder über die alte deutſche Reichs⸗ 
grenze nach dem Oſten zurückwandern zu ſehen, iſt in Oſtoberſchleſien jedenfalls eine 
allgemein verbreitete Erſcheinung. Und zwar eine Erſcheinung, die nicht nur, wenn auch 
am ſichtbarſten, wirtſchaftlichen Urſprunges iſt. 

Nach den Angaben der „Pobudzenie Slonſka“ ſind in Oſtoberſchleſien zur 
Zeit etwa 30000 aus anderen Gebietsteilen Polens zuge⸗ 
wanderte Arbeitskräfte beſchäftigt, während zu gleicher Zeit 
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nach der amtlichen Statiſtik über 4100000 einheimiſche Ober⸗ 
ſchleſier ohne Beſchäftigung ſind. Die in dieſen (übrigens zu niedrig 
angegebenen) Zahlen zum Ausdruck kommende Tatſache, daß die im Lande Geborenen 
zugunſten zugewanderter Fremder in Maſſen ihre Arbeitsplätze verlieren, muß auf die 
Betroffenen um ſo aufreizender wirken, als für die bevorzugte Einſtellung der Fremden 
in der Regel nicht etwa die beſſere Eignung, ſondern die beſſere Protektion maßgebend 
iſt. „Selten kommt es vor, daß jemand eine Beſchäftigung findet, wenn er ſich auf 
normalem Wege bewirbt... Die älteren verdienten Büroangeſtellten werden bei der 
Beſetzung höherer Büroſtellen zugunſten junger protegierter Angeſtellter beiſeitegeſchoben, 
von denen mancher keine Ahnung von der Arbeit hat, deren Beaufſichtigung ihm anver⸗ 
traut wird.. Die Protektionswirtſchaft wird immer größer und 
feiert Triumphe. .. Wenn das ſchon die „Polſka Zachodnia“ feſtſtellen muß, 
die doch ſonſt alles gutheißt, was unter Grazynſki geſchieht, dann kann man ſich eine 
ungefähre Vorſtellung von den Zuſtänden machen, die in Oſtoberſchleſien auf dem 
Gebiete der Arbeitsvermittlung tatſächlich herrſchen! Und man kann ſich leicht denken, 
daß diejenigen, die den zugewanderten Fremden den Verluſt ihrer Arbeitsſtellen verdanken, 
keine beſonders begeiſterten Anhänger der polniſchen Sache ſein werden. 

Der „Regionalismus“ hat in Oſtoberſchleſien in dem Maße, in dem ſich die 
öſtliche Lleberfremdung des Landes vollzogen hat, an kritiſcher Schärfe und kämpfe⸗ 
riſcher Haltung gewonnen. Er hat auch der Streikbewegung, die ſeit Monaten 
das Wirtſchaftsleben des Landes in ſtändiger Unruhe hält, eine beſondere Note gegeben. 
Es gibt im oſtoberſchleſiſchen Induſtriegebiet kaum eine Grube, auf der nicht in letzter 
Zeit ein Beſetzungsſtreik durchgeführt worden iſt. Und es iſt das Bezeichnende, daß 
neben Lohnerhöhung, Arbeitszeitverkürzung uam. von den Streikenden in vielen 
Fällen auch die Entfernung der nicht aus Oberſchleſien ſtammen— 
den leitenden Angeſtellten aus den Betrieben verlangt worden iſt. 
Und es iſt weiter bezeichnend, daß dieſe Streiks in der Regel unter der Führung ein⸗ 
heimiſcher Oberſchleſier gegen den Willen der Berufsorganiſationen und ohne 
Mitwirkung der Betriebsräte, die beide zumeiſt unter der Leitung landfremder Elemente 
ſtehen, durchgeführt worden ſind, und zwar mit einer Schärfe und Hartnäckigkeit, die 
von einer tiefen Erbitterung und einer drohenden Entſchloſſenheit zeugen. Es geht 
nicht an, dieſe Streikbewegung ſchlechthin als eine Folge kommuniſtiſcher 
„ e zu bezeichnen; denn wenn das ſo wäre, dann würde das heißen, daß 
= gefamte oſtoberſchleſiſche Bergarbeiterſchaft kommuniſtiſch eingeftellt iſt. Das ift 
jedoch nicht der Fall. Goweit man der Streikbewegung über ihre ſoziale Ziel⸗ 
ſetzung hinaus eine politiſche Bedeutung beimeſſen kann, kann man ſie nur als einen 
Proteſt = ee gegen die Fremden verſtehen. Das find keine Kommuniſten, 
die, wie die beiter des Moscicki⸗Schachtes in Königshütte, bei Beginn des Hunger⸗ 
ſtreikes über ihrem Werk die ſchwarze Fahne hochziehen und das alte Kirchenlied „Großer 
Gott, wir loben Dich ſingen. Es iſt bei einem dieſer Streiks ſehr lehrreich geweſen, 
zu ſehen, wie ſich die Ingenieure und Angeſtellten des beſtreikten Betriebes, die einheimiſche 
Oberſchleſier find, unangefochten und oft um Beiſtand und Rat angegangen unter der 
Menge bewegten, während es ihre aus Kongreßpolen und Galizien zugewanderten 
Kollegen aus guten Gründen nicht wagten, ſich auf der Straße blicken zu laſſen. 

Dieſe ſich vertiefende Ablehnung der Zugewanderten hat in mancher Hinſicht bereits 
ein Ausmaß erreicht, daß ſelbſt Kreiſe, in denen man die ſtärkſten politiſchen Stützen des 
Syſtems Grazynſki zu ſehen gewohnt iſt, es für ratſam zu halten beginnen, dem 
politiſchen Regionalismus und ſeinem ſichtbarſten Ausdruck, der Antipathie gegen die 
Fremden aus dem Oſten, in ihren Kundgebungen gewiſſe Konzeſſionen zu machen. Man 
wird freilich annehmen dürfen, daß es weniger aus Leberzeugung als aus kaktiſchen 
Gründen geſchieht, wenn ausgerechnet der „Powſtaniec“, das Organ des Auf⸗ 
ſtändiſchen verbandes, der ſich ſtets als der räbiateſte Gegner jeder oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Sonderſtellung bewährt hat, über die Mißachtung, der der brave Kumpel 
allenthalben in Polen begegnet, Tränen vergießt und hochtrabende Worte für die heimat⸗ 
lichen Rechte der „Eingeborenen“ findet. Mit dem Ernſt, mit dem die oſtoberſchleſiſche 
Arbeiterſchaft den Vorrang ihrer Heimatberechtigung gegen die Anmaßung der Fremden 
vertritt, haben ſolche Zweckparolen des Aufſtändiſchenverbandes nicht das Geringſte zu 
tun. Das letzte Wort über den oſtoberſchleſiſchen Regionalismus iſt noch nicht geſprochen. 
Auch die zu erwartende Erweiterung der ſchleſiſchen Wojewodſchaftsgrenzen wird kaum 
das letzte Wort in dieſer Angelegenheit ſein. 
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Entrechtung der proteſtantiſchen Kirche 


Am 28. Februar d. J. fanden in der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes 
in Polen die durch die Neuordnung der Rechtsverhältniſſe dieſer Kirche notwendig 
gewordenen Neuwahlen ſtatt. Zum Verſtändnis dieſer Wahlen müſſen folgende 
Bemerkungen über die kirchenrechtliche Lage vorausgeſchickt werden: Durch die gegen 
Ende v. J. in Kraft getretenen Geſetze, die die innere Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes und deren Verhältnis zum Staate neu geregelt haben, iſt 
das vom Warſchauer Konſiſtorium geleitete Kirchengebiet in 10 Dis zeſen eingeteilt 
worden, an deren Spitze je ein Senior ſteht, deſſen Stellung derjenigen des 
Superintendenten der Evangelifch-Unierten Kirche entſpricht. Neben dem Senior ſteht in 
jeder Diözeſe ein Seniorafsausfhuß. Dieſer ſetzt ſich zuſammen aus zwei 
Geiſtlichen, nämlich dem Senior ſelbſt und dem Konſenior als ſeinem Stellvertreter, 
ſowie aus zwei weltlichen Vertretern, dem Senioratskurator und dem Vizekurator. Der 
Senioratsausſchuß wird von der Senioratsverſammlung gewählt. Dieſer 
wiederum gehören folgende Perſonen als Mitglieder an: 1. die Mitglieder des Seniorats⸗ 
ausſchuſſes, 2. alle Pfarrer und Geiſtlichen der Diözeſe, 3. die von den Gemeinden 
für die Dauer von ſechs Jahren gewählten weltlichen Delegier⸗ 
ten, 4. je ein Delegierter der im Gebiet der einzelnen Diözefen etwa vorhandenen 
Mitkkelſchulen, ſiebenklaſſigen Volksſchulen und Lehrerſeminare, die von der Evangeliſchen 
Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes unterhalten werden, 5. die Vertreter der kirchlichen 
Vereine und Wohlfahrtsanſtalten, der evangeliſchen Religionslehrer und anderer kirchlicher 
Organiſationen, die in den betreffenden Diözeſen beftehen (dieſe Vertreter werden auf 
Antrag des Senioratsausſchuſſes von der Senioratsverſammlung in ihrer erſten Sitzung 
auf die Dauer von ſechs Jahren in die Senioratsverſammlung berufen), und 6. die 
Profeſſoren und Dozenten der Evangeliſch⸗Theologiſchen Fakultät an der Univerſität 
Warſchau (dieſe Perſonen find nur in der Geniorafsverfammlung der Warſchauer 
Diözeſe vertreten). 

Die Senioratsverſammlung ſteht etwa in der Mitte des äußeren kirchlichen 
Aufbaus. Sie iſt direkt oder indirekt an der Wahl des Senioratsausſchuſſes, der Landes⸗ 
ſynode und ſchließlich auch des Biſchofs beteiligt. Aber in die Wahlvorgänge ſind überall 
fo zahlreiche nicht gewählte, ſondern von außer kirchlichen 
Faktoren berufene Wahlberechtigte eingeſchaltet, daß der 
Wille des Kirchenvolkes in den Wahlen umſo weniger zum Aus⸗ 
druck kommt, je höher die kirchlichen Aemter ſind, die durch 
Wahlen beſetzt werden ſollen. Durch dieſe Zuſchaltung außerkirchlicher 
Wahlfaktoren wird der Wille der Gemeinden mehr oder weniger überdeckt, wenn nicht 
ausgeſchaltet. Aus dieſen Gründen haben die Vertreter der deutſchen Mehrheit der 
Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen Bekenntniſſes zunächſt den Gedanken einer Nicht⸗ 
beteiligung an den Wahlen zu den Senioratsverſammlungen erwogen. Wenn ſie ſich 
ſchließlich doch zur Teilnahme entſchloſſen haben, ſo deshalb, weil ſie in dieſen Wahlen, 
ohne Rückſicht auf ihre fragliche praktiſche Auswirkung, ein Mittel erblickten, noch einmal 
den Willen des evangeliſchen Kirchenvolkes zum Ausdruck zu bringen. In dieſem Sinne 
ſind die Wahlen vom 28. Februar ein überzeugendes Bekenntnis zum 
Deutſchtum ſowohl wie zur Freiheft der evangeliſchen Kirche 
geweſen. Bei den Wahlen hat es ſich um die Feſtſtellung der oben unter Punkt 3 
genannten weltlichen Vertreter der Kirchengemeinden für die 
Senioratsverſammlungen gehandelt. Sie haben das bekannte nationale Kräfte⸗ 
verhältnis, das in den Gemeinden der Evangeliſchen Kirchen e e Bekennt⸗ 
niſſes beſteht: 80 v. H. Deutſche gegen 20 v. H. Polen und Renegaten, 
beſtätigt. 

Eva zwei Monate ſpäter wurden dann von den Seniorats verſammlungen 
die Seniorats ausſchüſſe gewählt. Die Ulmſtände, unter denen dieſe Wahlen 
durchgeführt wurden, werfen von neuem ein bezeichnendes Licht auf die deutſchfeindliche 
Einſtellung des Burſcheſchen Renegatenklüngels und auf die Poloniſterungsabſichten der 
eigentlichen Initiatoren, die in der Warſchauer Regierung ſitzen. Wie es dabei 
zuging, dafür ſollen einige Beifpiele angeführt werden: In der Diözefe Kaliſch 
verlief der von Dr. Burſche geleitete Wahlgang ohne Ergebnis, da der mit einer 


186 


%⸗»Mehrheit gewählte deutſche Kandidat für das Amt des 
Seniors vom Warſchauer Kultusminiſter durch fernmündlichen 
Entſcheid abgelehnt wurde. Dr Burſche ſah angeſichts des erdrückenden 
deutſchen Ulebergewichts keine Möglichkeit, für einen der polniſchen Regierung genehmen, 
natürlich deutſchfeindlichen Strohmann die notwendige Stimmenzahl zu erhalten. Auch 
in der Diözeſe Petrikau lehnte der Kultusminiſter die Beſtätigung des von der 
Verſammlungsmehrheit gewählten deutſchen Kandidaten ohne Angabe von Gründen fern⸗ 
mündlich ab. Zu heftigen Auftritten kam es, als der Senior für die Diözeſe Wol⸗ 
hynien gewählt werden ſollte. Hier, in einem Gebiete, in dem es überhaupt keine 
polniſchen Evangeliſchen gibt, erging ſich Dr. Burſche in plumpen Beleidigungen des 
verdienten Führers des wolhyniſchen Deutſchtums, Paſtors Dr h. c. Kleindienſt, der als 
einziger Kandidat für die Wahl aufgeſtellt, vom Kultusminiſter aber bereits im Voraus 
abgelehnt worden war, ſo daß der Wahlgang auch in dieſem Falle ohne Ergebnis verlief. 
In der Diözeſe Plock, wo gleichfalls nur ein Kandidat, und zwar wieder ein 
Deutſcher, aufgeſtellt worden war, wiederholte ſich der wolhyniſche Vorgang; die Sitzung 
der dortigen Senioratsverſammlung endete mit einem Wutanfall des feine ganze Würde 
vergeſſenden Exponenten des polniſchen Kultusminiſters. Auch in der Diözeſe 
Poſen, in der das polniſche Element unter den Mitgliedern der Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes nur etwa ein Sechſtel beträgt, wußte Dr. Burſche die 
Wahl eines Deutſchen zum Vorſitzenden des Senioratsausſchuſſes zu hintertreiben. Die 
Verachtung, mit der das volksbewußte Deutſchtum dem Renegaten begegnet, kam bei der 
Senioratswahl in der Diözeſe Lodz, dem Hauptſitz der pra en Kirche 
Ruſſiſchpolens, zum Ausdruck, als ſich dorf die Paſtoren und Laiendelegierten ſichtbar von 
ihm diſtanzierten, indem ſie es ablehnten, ſich an einen Tiſch mit ihm zu ſetzen; auch hier 
konnte die Wahl nicht durchgeführt werden, da Burſche ſich von vornherein weigerte, 
die Vorſchläge der Senioratsverſammlung überhaupt entgegenzunehmen. In der 
Diözeſe Lublin, in der es gleichfalls keine einzige polniſch-evangeliſche Gemeinde 
gibt, wurde der Senioratsverſammlung unter Umgehung der geſetzlichen Vorſchriften über 
die Altersgrenze ein 85jähriger Renegat als Senior aufoktroyiert. In den Diözeſen 
Warſchau, Wilna und Schleſien ſpielten ſich ähnliche Vorgänge ab. 

Von den zehn Diözefen iſt alſo in den vier ſtärkſten, nämlich in Wolhynien, Plock, 
Lodz und Kaliſch, die zuſammen 56 000 von insgeſamt 76 000 wahlberechtigten Gemeinde⸗ 
mitgliedern zählen, überhaupt keine Wahl zuſtandegekommen. Auch in allen anderen 
Diözeſen find bei der Zuſammenſetzung der Senioraksausſchüſſe unlautere Mittel ange: 
wandr worden. Der Handlanger bei all' dieſen Vorgängen iſt der Generalſuperintendent 
Dr Bur ſche geweſen. Die eigentlich treibenden Faktoren, die polniſchen Regierungs⸗ 
ſtellen, haben ſich nach Möglichkeit im Hintergrund zu halten verſucht. Doch hat 
Dr. Burſche, der in allen Diözefen die Wahlhandlungen perſönlich geleitet hat, keinen 
Zweifel darüber gelaffen, daß es im Auftrage der polniſchen Regierung geſchehen iſt, 
wenn er die Vertreter des Deutſchtums von den Senioratsämtern fernzuhalten bemüht 
war. In den Reden, die er in den Sitzungen der Senioratsverſammlungen gehalten hat, 
hat er die treu zu ihrem Volkstum ſtehenden deutſchen Paſtoren als politiſch verdächtige 
Elemente beſchimpft. In einer dieſer Reden hat er ſich ſogar zu der Theſe verſtiegen, 
daß die Leitung der Kirche polniſch fein müſſe, — um die Deutſchen (vor der Polo⸗ 
niſierung?) ſchützen f können! Und mehrfach hat er mit einer felbft bei einem Menſchen 
feines Schlages auffälligen Unverfrorenheit das der Evangeliſchen Kirche Augsburgiſchen 
Bekenntniſſes diktierte Geſetz als das liberalſte Kirchengeſetz, das es bisher gegeben 
habe, bezeichnet. Er iſt ſchließlich ſoweit gegangen, für ſich als den Verfaſſer dieſes 
Geſetzes die Ehrung durch ein Den kmal für berechtigt zu halten. Was das Denkmal 
anlangt, ſo iſt es denkbar, daß ihm ſein Wunſch einmal erfüllt werden wird. Ob ihm 
freilich die Polen ein Denkmal aus Stein oder Erz errichten werden, mag fraglich 
erſcheinen. Sicher aber werden die Deutſchen, die das Unglück hatten, mit ihm in 
Berührung zu kommen, ihm in ihrem Gedächtnis ein Denkmal errichten, und zwar 
ein Denkmal, das ihn als das perſonifizierte Renegatentum in feiner 
ganzen Verächtlichkeit und Verlogenheit darſtellen wird. Und ein Schatten dieſes Denk⸗ 
mals wird auch auf diejenigen fallen, die ſich eines gebrochenen Charakters zur Erreichung 
ihrer politiſchen Ziele bedienten. Auch wenn die Polen ſchließlich von ihrem Helfershelfer, 
der ſich allzu ſehr komprimittiert hat, abrücken und einen anderen Mann an ſeine Stelle 
ſetzen und zum Biſchof machen ſollten, könnte ſie das nicht von dem Vorwurf der politi⸗ 
ſchen Unterdrückung der profeftantifchen Kirche befreien. 
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Volksgruppenſeparatismus 


Die Tatſache, daß es nach der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus im 
Reich in den Reihen der deutſchen Volksgruppen faſt aller Staaten des öſtlichen Mittel⸗ 
europa lebhafte und in ihrer Schärfe oft recht unerfreuliche Auseinanderſetzungen gegeben 
hat, hat an der anderen Tatſache, daß ſich die im Reiche vollziehende völkiſche Erneuerung 
auch den deutſchen Volksgruppen im Auslande mitgeteilt hat, nichts zu ändern vermocht. 
So unerquicklich dieſe Auseinanderſetzungen vor allem da, wo fie auf das Gebiet des Perſön⸗ 
lichen hinübergeſpielt wurden, im einzelnen auch geweſen ſein mögen; im Grunde ſind es 
doch gerade dieſe Auseinanderſetzungen geweſen, in denen ſich der Geiſt der völkiſchen 
Erneuerung in den Reihen der Volksgruppen zu voller Bewußtheit durchgekämpft hat. 
Die Auseinanderſetzungen haben noch ein anderes Gutes gehabt: Sie haben die Spreu vom 
Weizen geſondert, ſie haben die Elemente, die die völkiſche Erneuerung nicht mitmachen 
wollen, zu einer eindeutigen Stellungnahme gezwungen und ihnen damit die Möglichkeit 
einer Weiterarbeit mit getarnten Zielen innerhalb der Volksgruppen genommen. Und es 
iſt eine erfreuliche Erſcheinung, daß dieſe Elemente in allen deutſchen Volksgruppen in 
einer geradezu lächerlichen Minderheit ſind, alſo ohne zahlenmäßigen Verluſt für das 
Ganze aus den deutſchen Volksgruppen entfernt werden konnten. Die Verſuche dieſer 
Elemente, innerhalb der Volksgruppen Anhänger für ihre erneuerungs- und damit letzten 
Endes auch reichsfeindlichen Pläne zu ſammeln, ſind unter dieſen Umſtänden von vorn— 
herein zum Scheitern verurteilt geweſen. 

Vor einigen Jahren wurde von klerikal⸗legitimiſtiſcher Seite in 
Deutſch-Oeſterreich einmal der Verſuch unternommen, aus den inneren Ausein⸗ 
anderſetzungen der deutſchen Volksgruppen im ſüdöſtlichen Europa politiſchen Nutzen zu 
ziehen und unter Anlehnung an der Regierung naheſtehende Kreiſe eine Organiſation auf 
die Beine zu ſtellen, deren Ziel es fein ſollte, die weltanſchaulich⸗geſamtvölkiſche Orien⸗ 
tierung der dortigen Volksgruppen zum nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Reich in eine 
Drienfierung zum öſterreichiſchen Separatismus umzubiegen. Im Januar d. J. trat 
dann unter dem Namen eines „Deutſchen Verbandes zur Befriedung 
Europas“ eine weitere Organiſation auf den Plan, die ſich gleichfalls die Förderung 
des Volksgruppenſeparatismus zur Aufgabe ſetzte. Die polniſche Preſſe 
charakteriſierte die Tendenz dieſes Verbandes damals u. a. mit folgenden Worten: „Die 
neue Organiſation ſtellt ſich dem Hitlertum entſchieden entgegen und ſteht auf dem Boden 
der Loyalität gegenüber dem Staat, in dem die betreffende deutſche Minderheit wohnt.“ 
Es genügt, die Namen der in dieſem Verbande führenden Leute zu nennen: Da iſt zunächſt 
Dr Pant, der ſich als ein haßerfüllter, klerikaler Gegner der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung erwieſen und außerhalb der deutſchen Volksgemeinſchaft geſtellt hat; da iſt 
weiter Dr Schiemann, der ſich wegen Mangels an Gefolgſchaft veranlaßt geſehen 
hat, ſeinen früheren Rigaer Wirkungskreis zu verlaſſen und in Wien einen beſſeren 
Reſonanzboden für ſeine halbjüdiſche Geiſteshaltung zu ſuchen; da iſt drittens Dr Koſtka, 
deſſen Mangel an volksdeutſcher un hinreichend durch die Tatſache unter Beweis 
geſtellt wird, daß es die Prager Regierung für zweckmäßig gehalten hat, ihn zum 
Bürgermeifter von Reichenberg in Böhmen zu machen; und da iſt ſchließlich Dr. Mataja, 
der für ſich in Anſpruch nehmen kann, zu den legitimiſtiſchen Erzfeinden des großdeutſchen 
Gedankens zu zählen. 

Seit ſeiner Gründung im Januar d. J. hat man dann wenig von der Exiſtenz und 
Wirkſamkeit dieſes „deutſchen“ Verbandes gehört. Jetzt aber hat Dr. Pant den Verſuch 
unternommen, in Dſtoberſchleſien die organiſatoriſche Grundlage zurückzugewinnen, 
die er für ſich und fein aus dunklen Quellen finanziertes Organ, den „Deutſchen in 
Polen“, ſeit ſeinem Hinauswurf aus dem „Verband der deutſchen Katholiken in Polen“ 
nicht mehr beſitzt. Ende April hat Dr. Pant in Kattowitz einen Verein ins Leben gerufen, 
dem er den irreführenden Namen „Verband der Deutſchen in Polen“ bei⸗ 
gelegt hat. Es iſt an ſich nicht nötig, ſich mit einem ſolchen Unternehmen des Mäheren 
auseinanderzuſetzen. Denn eines iſt von vornherein klar: Es kann in den Reihen 
der deutſchen Volksgruppen im Auslande logiſcherweiſe keine 
Eriſtenzberechtigung für eine deutſche Spllitter vereinigung 
geben, die ſich der weltanſchaulichen Grundhaltung gegenüber 
ablehnend verhält, welche im Reiche, alſo dem politiſchen Re- 
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präfenfanten des Deutſchtums der Welt, alleingültig iſt und 
vom Deutſchtum der Welt als ſolche anerkannt wird. Denn eine 
ſolche Vereinigung verneint durch dieſe ablehnende Haltung die völkiſche Grundlage, auf 
der ſie zu ruhen vorgibt. Ihre Exiſtenz iſt eine Negierung des volksdeutſchen Gedankens. 
Die Au zu ihr bedeutet geiſtige Emigration und 
kann nur im Renegatentum enden. Das aber iſt es, was gewiſſe polnifche 
Stellen aufhorchen läßt. Es hat ganz gewiß ſeine tiefere Bedeutung gehabt, wenn ſich 
Dr Pant und Dr Schiemann nach der von 160 Neugierigen beſachten Gründungs⸗ 
verſammlung ihres Vereins zum Wojewoden Dr. Grazynſ ki begeben und dieſem 
hinter verſchloſſenen Türen ihre Pläne dargelegt haben. Und dieſe, an ſich nicht ver— 
wunderliche Vertraulichkeit der beiden Vereinsgründer mit dem Wojewoden wiederum 
iſt es, die das Unternehmen des Dr Pant auch für die deutſche Oeffentlichkeit bemerkens⸗ 
wert macht. 
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Beiſpiele polniſcher Schulpolitif 


Die herannahende Zeit der Anmeldungen zu den deutſchen Minderheitsſchulen (40. bis 
15. Mai) machte ſich in Oſtoberſchleſien während der letzten Wochen durch die ver⸗ 
mehrten Beläſtigungen, denen die Eltern der deutſchen Kinder ſeitens der polniſchen Ver⸗ 
bände oder auch anonymer Stellen ausgeſetzt waren, bemerkbar. Die Methoden, mit 
denen man die Eltern von den deutſchen Schulen abzuſchrecken verſuchte, waren wieder 
die gleichen wie in al’ den Jahren zuvor. Ein Beiſpiel ſoll angeführt werden: Die 
deutſchen Eltern in Schleſiengrube erhielten von ungenannter Seite ein Schreiben, 
in dem es u. a. hieß: „Am 15. Juli 1937, alfo in drei Monaten, endet die Genfer 
Kon ention. Enden die Verkehrskarten, endet die Gemiſchte Kommiſſion und enden 
die Geſchäfte der Volksbündler. Diejenigen, die für Deutſchland optierten, müſſen dann 
aus Polen heraus. Diejenigen wiederum, die polniſche Staatsbürger ſind, müſſen ſich 
eindeutig erklären. Beſonders die, die polniſcher Abſtammung ſind, polniſche Namen 
baben und ſeit ihrer Geburt polniſch ſprechen, werden erklären müſſen, ob ſie Polen 
oder Deutſche ſind. Wenn ſie ſich als Deutſche erklären, wird es für 
ie Die weder Arbeit noch Hilfe geben. Sie werden das Land 
en Al: müffen; aber auch in Deutſchland wird man fie nicht aufnehmen, 
enn dort haben ſie ſelbſt genug Not und Arbeitsloſe. .. Bei uns wird es jetzt beſſer. 
Auf unſerer Grube endet der Turnusurlaub und bald (2) wird man neue Arbeiter ein⸗ 
ftellen können. en Hüfte ſoll (Y) in Betrieb genommen werden, denn der Bedarf an 
Zink und Schwefe ſäure iſt groß. Das erſte Anrecht auf Arbeit in Polen aber werden 
die Polen und nicht die Fremden und Entarteten haben.“ 


* 


„Die kura geht auf das Hof“. Man wird zugeben müffen, daß ein ſolcher Sa 
nicht geeignet iſt, der ſprachlichen Fortbildung deutscher Ende zu 1 5 Das 
Kattowitzer Gericht, das ſich kürzlich mit den deutſchen Sprachkenntniſſen der polniſchen 
Lehrerin S a zi nſka zu beſchäftigen hatte, aber ſcheint hierüber anderer Meinung 
8 ſein. Das iſt der Tatbeſtand: Vor etwa zwei Jahren erhob der Deutſche 

olkabund im Namen der Eltern der die deutſche Minderheitsvolksſchule in Zalenze 
beſuchenden Kinder gegen die an dieſer Schule beſchäftigte Lehrerin Szadzinſka wegen 
mangelnder deutſcher Sprachkenntniſſe Beſchwerde bei der Schulabteilung der Katto⸗ 
witzer Wojewodſchaft. Die Szadzinſka beantwortete dieſe Beſchwerde mit einer gegen 
den Geſchäftsführer des Volksbundes gerichteten Beleidigungsklage. Es kam alſo 
logiſcherweiſe darauf an, die deutſchen Sprachkenntniſſe der polniſchen Lehrerin von 
gerichtswegen feftftellen zu laſſen. Die Szadzinſka aber verftand es mehr als ein Dutzend 
Mal, ſich vor der Gerichtsverhandlung zu drücken. Und das polniſche Gericht ließ offen⸗ 
bar gerne Monat um Monat verſtreichen, auf dieſe Weiſe der Szadzinſka reichlich 
Gelegenheit gebend, ſich in der deutſchen Sprache zu üben. Als dann ſchließlich doch ein 
endgültiger Termin anberaumt wurde, gaben die als Zeugen auftretenden Schüler und 
Kollegen der Szadzinſka einige Koſtproben aus derem deutſchen Sprachſchatz zum Beſten, 
und ſelbſt der polniſche Schulleiter, der ſeine Landsmännin in Schutz zu nehmen verſuchte, 
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mußte zugeben, daß die Klägerin beim Gebrauch der deutſchen Sprache 
Fehler machte, die ein Deutſcher nicht gemacht haben würde. 
Das Gericht aber ſtellte ſich trotz alledem auf den Standpunkt, daß die deutſchen 
Sprachkenntniſſe der Szadzinſka ausreichend waren. Dr Ulitz wurde zu einer 
Woche Haft (mit zweijähriger Bewährungsfriſt), 300 Zloty Geldſtrafe und 
Tragung ſämtlicher Gerichtskoſten verurkeilt! Damit iſt alſo von 
einem polniſchen Gericht ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß es eine Lehrkraft, die an 
einer deutſchen Minderheitsſchule deutſchen Sprachunterricht gibt, nicht nötig hat, die 
deutſche Sprache fehlerfrei zu beherrſchen, und daß es als eine Beleidigung aufzufaſſen 
iſt, wenn einer behauptet, daß das kein richtiges Deutſch fei, wenn eine ſolche Lehrkraft, 
ſich etwa ſo auszudrücken beliebt: „Inge, geh um der Stock in die Schrank“, oder: 
„Entſchuldigen Sie, daß ich ſo geläuft bin“, oder: „Jetzt haben wir von die Flüſſe 


t“. 
geſprech R 


Am 28. April erſchien der deutſche Volksangehörige L., der ordnungsgemäß bei feinen 
Schwiegereltern in Bismarckhütte angemeldet war, aber mit Frau und Kindern eine 
Gartenlaube auf Kochlowitzer Gelände bewohnte, auf dem Bismarckhütter Gemeinde⸗ 
amt, um ein Anmeldeformular für die deutſche Minderheitsſchule 
zu erbitten. Die Aushändigung eines ſolchen Formulars wurde ihm aber mit der Be⸗ 
gründung verweigert, daß er (trotz ſeiner polizeilichen Anmeldung!) nicht nach Bismarck⸗ 
hütte zuſtändig ſei. Am Abend des gleichen Tages kam der Beſitzer der Gartenlaube zu L. 
und erklärte dieſem, im Auftrage der Bismarckhütte, der das Gelände gehöre, unverzüglich 
die Laube abreißen zu müſſen. Und tatſächlich machte ſich der Beſitzer ſofort daran, 
Türen, Fenſter, Heizkörper uſw. abzumontieren, ſo daß L. nichts anderes übrigblieb, 
als ſeine geringen Habſeligkeiten ins Freie zu ſtellen. Darauf ging er zur Polizei, um 
die Zumeifung eines Nachtaſyls für feine Kinder und feine ſchwangere Frau zu erbitten. 
Die Polizei „bedauerte“, nichts für ihn tun zu können. L. mußte alſo auf freiem Feld 
kampieren. Es muß noch hinzugefügt werden, daß noch am gleichen Tage ein vom 
Schulleiter der polniſchen Schule in Bismarckhütte geſchickter Bote bei L.'s 
Schwiegereltern erſchien, um mitzuteilen, daß L. natürlich ſofort ein Anmeldeformular 
erhalten könne, wenn er die Abſicht habe, feine Kinder in die — pol niſche Schule 
zu ſchicken. Es fällt nicht ſchwer, ſich ein Bild davon zu machen, was ſich inzwiſchen 
hinter den Kuliſſen abgeſpielt hatte: Das Bismarckhütter Gemeindeamt hat offenbar 
ſofort, nachdem es von der Abſicht des L. Kenntnis erhalten hatte, alle in Frage kommen⸗ 
den Stellen, die Verwaltung der Bismarckhütte, die die Eigentümerin des betreffenden 
Grundſtückes iſt, den Beſitzer, der ſeine Laube an L. vermietet hatte, die Polizei, die 
L. um Hilfe anzugehen verſuchte, und ſchließlich die polniſche Schulleitung, mobilifiert, 
um den Deutſchen durch die mitgeteilten Methoden zum Volksverrat an ſeinen Kindern 
zu zwingen. 


Volksſchutz durch Geſetz 


Jahrelang war es der ffchechifchen Außenpolitik und Propaganda gelungen, der Welt 
vorzugaukeln, das Nationalitätenproblem in der Tſchecho⸗Slowakei ſei gelöſt. Ja, man 
war vermeſſen genug, die Nationalitätenperhältniſſe dieſes Staates als vorbildlich gelöft 
hinzuſtellen. Für die Dauer allerdings ließen ſich die furchtbaren Auswirkungen des plan⸗ 
mäßig geführten tſchechiſchen Vernichtungskampfes gegen die Volksgruppen, vor allem 
gegen das Sudetendeutſchtum, nicht mehr verheimlichen. Schon eine flüchtige Fahrt durch 
das Land läßt die kraſſen Gegenſätze in den wirtſchaftlichen Verhälkniſſen der einzelnen 
Landesteile des Moldauſtaates erkennen. Stillgelegte Fabriken, verfallene Gebäude und 
Schächte im deutſchen Gebiete, rauchende Schlote neu errichteter Werke im tſchechiſchen 
Siedlungsraum. Dieſe Gegenfätzlichkeit in der Wirtſchaftsenwick⸗ 
lung zweier Völker eines Staates läßt ſich in keinem Falle mit 
den e der Weltwirtſchafkskriſe erklären.⸗Die Hunger⸗ 
rufe der Hunderttauſende in den deutſchen Grenzgebieten des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates 
ſind laufer und eindringlicher als die glatten Worte der tſchechiſchen Propagandiſten. Der 
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Ausgang der Maiwahlen des Jahres 1935 hat nach den Urſachen der vernichtenden 
Niederlage der an der Regierung „beteiligten“ ſudetendeutſchen Parteifunktionäre, die 
aus falſchen Hoffnungen oder aus weltanſchaulichen Gründen noch immer glauben, das 
Prager Syſtem decken zu müſſen, und nach den Urſachen des grandioſen Wahlſieges der 
Sudetendeutſchen Partei Konrad Henleins forſchen laſſen. Das Ergebnis dieſer 
Nachforſchung iſt für die Beurteilung der Prager Minder— 
heitenpolitik vernichtend geweſen. 

Unter außenpolitiſchem Druck, der beſonders von England her ausgeübt wurde, hat 
ſich die tſchechiſche Regierung zu einer Geſte entſchloſſen. Sie hat die deutſchen 

egierung s parteien (nicht die die überwältigende Mehrheit des Deutſchtums um: 
faſſende Sudetendeutfche Partei!) aufgefordert, in einem Memorandum ihre Wünſche und 
Beſchwerden niederzulegen. Die genannten Parteien haben das Schriftſtück am 
27. Januar d. J. überreicht und die Regierung hat am 19. Februar darauf mit einer 
Erklärung geantwortet, in der ſie die Berechtigung der darin vorgebrachten Beſchwerden 
anerkennt und ihre Bereitwilligkeit zur Beſeitigung der aufgezeigten Mißſtände erklärt. 
Damit hat ſie geglaubt, der Welt wieder einmal ihren „guten Willen“ bewieſen zu 
haben, und die Regierungsparteien haben kurzſichtig und voreilig gemeint, der in 
erzwungener Dppofition verharrenden Sudetendeutſchen Partei gegenüber mit einem national⸗ 
politiſchen „Erfolg“ auftrumpfen zu können. An den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen im Staate aber hat ſich nicht das Geringſte geändert. Der 
Wert der Regierungskundgebung liegt lediglich in dem amtlichen Eingeſtändnis, daß die 
Beſtimmungen der Staatsverfaſſung und des Minderheitenſchutzvertrages bisher nicht 
eingehalten wurden und die Beſchwerden des Sudetendeutſchtums voll berechtigt ſind. 

Eine Befriedung im Staate kann nur dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Tſchechen die Unantaſtbarkeit des Lebens- 
raumes und die Unperletzbarkeit des Lebens rechtes des Sudeten⸗ 
deutſchtums anerkennen. Eine ſolche, den deutſchen Volks raum und die 
deutſche Volksgruppe ſchützende Löſung hat Konrad Henlein in ſeiner großen Auſſiger 
Rede am 28. Februar d. J. im Namen des geſamten Sudetendeutſchtums gefordert. Zu⸗ 
gleich hat er damals praktiſche Vorſchläge zur Löſung des Nationalitätenproblemes in 
der Tſchecho⸗Slowakei angekündigt. Sie find nun am 27. April von den Abgeordneten 
und Senatoren der Sudetendeutſchen Partei in Form von Geſetzesanträgen zur 
Durchführung der nationalpolitifhen Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mungen dem Prager Parlament eingereicht worden. Die Geſetze haben den Zweck, 
eine gerechte Völkerordnung anzubahnen. Es handelt ſich um folgende Entwürfe: 


1. Geſet zum Schutze der Volkstumsrecht i 
. 8 1 ; e durch Bildung von Ver⸗ 
bän 15 85 ff 9 chen Rech ts: Die Volksgruppen follen dadurch die Möglichkeit erhalten, 
fh 15 5 e ae konſtituieren; ihr kollegiales Organ ſoll der 
icher Volkszuge igkei i i 
b hrer Rechse mad) außen ben Spdecher Be rigkeit gebildete Vorſtand fein, der zwecks Vertretung 
2. Geſetz zur Verwirklichung der 
(88 106 und 428 der Verfaſſungsurkunde): 
bei Verletzung des Gleichberechtigungsgrundſat 


Bes durch feine Organe eingeführt werden; es ſollen 
im Adminiſtrativwege Maßnahmen getroffen werden, die Verſtößen e 


3. Geſetz über die Haftung des Staates und anderer öffentlich— 
rechtlicher Verbände für Schäden, die durch ihre Organe bei A Ae 
wirkſamkeit verurſacht werden ($ 92 der Verfaſſungsurkunde): In Durchführung eines auch von 
tſchechiſcher Seite wiederholt, zuletzt in einer Reſolution des Verfaſſungsrechtlichen Ausſchuſſes 
anläßlich der Oberſten⸗Verwaltungsgerichts Vorlage geſtellten Verlangens ſoll die Haftung des 

1 Staates für geſetzwidriges Handeln ſeiner Organe feſtgelegt werden. 


4. Geſetz betreffend den Schutz gegen jede Art von Entnationaliſie⸗ 
rung (58 106, 126, 128, 130, 131 und 134 der Verfaſſungsurkunde): Es foll jeder Mißbrauch 
von Machtverhältniſſen zum Zwecke der Entnationalifierung unter Strafſanktion geſtellt werden; 
hierher gehören Schutz der nationalen Zugehörigkeit der Staatsbürger, der Erziehung, des nationalen 
Beſitzſtandes, insbejondere des Bodens und Arbeitsplatzes. 


5. Geſetz über die Volks zugehörigkeit der Staatsbürger und die 
nationalen Kataſter: Jeder Staatsbürger ſoll von feiner Wohnfiggemeinde im 
Kataſter feines Volkes geführt werden. Die Kataſter ſollen eine verläßliche Grundlage 
für die Volkszugehörigkeit und die gerechte Anwendung des Bevölkerungsſchlüſſels im öffentlichen 
Dienft-, Lieferungs⸗ und Subbentionsweſen und dgl. bilden. 


ä nationalen Gleichberechtigung 
amit fol ein Schadenerſatzanſpruch gegen den Staat 
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6, Geſetz über das Klagerecht vor dem Verfaſſungsgericht (Abänderung 
des Geſetzes vom 9. März 1920, Sammlung der Geſetze und Verordnungen Nr. 162 über das 
Verfaſſungsgericht): Dem heute praktiſch illuſoriſchen Verfaſſungsgericht fol die Möglichkeit 
gegeben werden, verfaſſungswidrige Handlungen und Beſchlüſſe der geſetzgebenden Körperſchaften 
und der Regierung außer Kraft zu ſetzen. Hierzu ſoll dem ordnungsgemäß gegründeten Verband 
nach dem Volksſchutzgeſetz ein Antragsrecht eingeräumt werden. 


Mit der Uleberreichung der vorliegenden Geſetzesanträge hat die Sudetendeutſche Partei 
wie es in der parteioffiziellen Erklärung heißt, den entſcheidenden Verſuch unternommen, 
in Ilebereinſtimmung mit der politiſchen und rechtlichen Wirklichkeit, den Abſichten der 
Minderheitenſchutzverträge, dem (bisher ſtets verleugneten) Geiſte der Verfaſſung und 
nach wahrhaft demokratiſchen Prinzipien eine gerechte Völkerordnung im tſchecho— 
ſlowakiſchen Völkerſtaate anzubahnen. Das Problem des Schutzes und der Sicherheit 
der Völker und ihr gleichberechtigtes Zuſammenleben iſt ſeit dem Ende des Weltkrieges 
zur e nicht nur der innerſtaaklichen Entwicklung in Mehrvölkerſtaaten, fondern 
zur Schickſalsfrage Europas überhaupt geworden. Zweifellos hat ſich insbeſondere ſeit 
1918 in dem Prinzip des „Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker“ das Beſtreben ausge⸗ 
wirkt, Europa auf neuen völfifchen Grundlagen zu ordnen. Die „Minderheitenfrage“ 
iſt die Frage völkiſcher Gemeinſchaften. Wenn auch das „Minderheitenrecht“ in 
ſeiner Konſtruktion vom Individuum ausging, ſo iſt doch klar, daß auch der Schutz dieſer 
Einzelnen nur zu verſtehen iſt, wenn ſie als Glieder einer Kollektivität, als Angehörige 
eines beſtimmten Volkes oder einer beſtimmten Volksgruppe, erkannt werden. Auch in der 
tſchechiſchen Verfaſſung find die „Minderheiten“ als Geſamtheit der durch ihre Volkszuge⸗ 
hörigkeit Verbundenen zu verſtehen und es liegt durchaus im Geiſte, im Rahmen und der 
Rechtsordnung der Verfaſſung begründet, wie auch der Mofivenbericht zum vorgelegten 
Volksſchutzgeſetz ausführt, „wenn nunmehr der einzelnen Volksgruppe 
ſelbſt die Rechtsperſönlichkeit als Körperſchaft des öffent: 
lichen Rechts verliehen wird, um den von der Verfaſſung ver⸗ 
bürgten Schutz der Nationalität und die darin begründete 
Gleich berechtigung wahrhaft wirkſam zu geſtalten.“ 

Die Antwort der tſchechiſchen Preſſe auf die Vorſchläge der Sudetendeutſchen Partei 
läßt ſich in wenigen Worten zuſammenfaſſen: Sie erklärt, ohne ſich mit den Geſetzen 
überhaupt tiefer zu beſchäftigen, dieſe kurz und bündig als „provokativ und ver⸗ 
faſſungswidrig“. Damit glaubt die tſchechiſche Oeffentlichkeit einen großzügigen 
Verſuch zur friedlichen Löſung des Nationalitätenproblems abtun zu können. Sie hat 
kein Verſtändnis für eine Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Volksgruppe und Staat, 
die auf der Baſis der Freiwilligkeit, auf einer geſicherten Rechtsgrundlage 
und auf dem Grundſatz der Gleichberechtigung fußt. Sie dokumentiert damit jene 
demokratiſche Verantwortungsloſigkeit, die jeden praktiſchen Vorſchlag zur allgemeinen 
Befriedung im Völkerleben ablehnt, der einer anderen Geiſtigkeit als der ihren entſpringt, 
ohne aber ſelbſt einen gangbaren Weg zur Ruhe und Ordnung zu weiſen. Prag will 
den Kampf der Völker, nicht den Frieden. 


Oſtland⸗Chronik 


Der Streit um den erſten Platz 


Es iſt in Polen allgemein aufgefallen, 
daß der Oberbefehlshaber der polniſchen 
Armee, Marſchall Rydz⸗Smigly, 
bei der großen Truppenparade, die am 
3. Mai, dem polniſchen National: 
feiertag, auf dem Sachſenplatz in 
Warſchau ſtattfand, nicht anweſend war. 
Das hatte ſeine tieferen politiſchen Gründe. 
Rydz⸗Smigly war weder krank noch ver⸗ 
reiſt. Daran, daß nicht er, ſondern in 
ſeiner Vertretung der Kriegsminiſter Ka⸗ 
ſprzycki die Parade der Truppen abnahm, 
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trug die Anweſenheit des Staatspräſidenten 
Moscicki die Schuld. Da offiziell der 
Staatspräſident der erſte Mann im 
Staate iſt, hätte Rydz⸗Smigly bei der Feier 
hinter dieſem ſtehen, alſo den zweiten Platz 
einnehmen müſſen. Das ſchien er mit der 
Autorität, die er für ſeine Perſon in An⸗ 
ſpruch nimmt, nicht vereinbaren zu können. 
Und Moscidi ſeinerſeits war nicht gewillt, 
zugunſten des Marſchalls auf den ihm 
formell zukommenden Platz, den er früher 
Pilſudſki ohne Widerſpruch eingeräumt 
hatte, zu verzichten. In dieſer kleinen 


Aeußerlichkeit ift die innere Spannung, die 
an den höchſten Stellen des polniſchen 
Staates beſteht, ſehr deutlich zum Aus⸗ 
druck gekommen. 


Das Deutſche Gymnaſium in Bromberg 


Die Stadtverwaltung Bromberg 
bat dem dortigen Deutſchen Schulverein 
die Fortführung des Baues des 
neuen Deutſchen Privatgym⸗ 
naſiums, das am 1. September d. J. 
eröffnet werden ſoll, unterſagt. Begründet 
wird dieſe befremdliche Maßnahme damit, 
daß die amtliche Baukommiſſion Ab: 
weichungen von dem eingereichten Bauplan 
feſtgeſtellt habe. Es handelt ſich jedoch um 
ganz geringfügige Abänderungen, die ſich 
während des Baues ergeben haben und mit 
Leichtigkeit wieder rückgängig gemacht 
werden können. Zur Zeit befindet ſich das 
Deutſche Privatgymnaſium im Gebäude der 
ehemaligen privaten Mädchenſchule, deſſen 
Benutzung die Behörde nur noch bis zum 
Ablauf des gegenwärtigen Schuljahres, alſo 
bis zum Herbſt d. J., erlaubt hat. 


Arbeitsgemeinſchaft für deutſch⸗polniſche 
ebenen! Sun 
Am 11. Mai fand in der Akademie 

für Deutſches Recht in Berlin die 

Gründungsſitzung einer „Arbeits ge⸗ 

meinſchaft für die deutſch⸗pol⸗ 

niſchen Rechts beziehungen“ ſtatt. 

Dem Vorſtande der deutſchen Gruppe 

dieſer Arbeitsgemeinſchaft gehören an 

Reichsgerichtspräſident i. R. Dr. Si mons 

Prof. Dr. Emge, Prof. Dr von Frey⸗ 

kagh⸗Loringhoven, Miniſterial⸗ 

direktor Dr Gaus, Miniſterialrat Dr. 

Kriege, Prof. Dr Bruns und Direk⸗ 

for Dr. Laſſch. Der Vorſtand der polni⸗ 

ſchen Gruppe ſetzt ſich wie folgt zuſammen: 

Vizemarſchall des Sejms Prof. Ma⸗ 

kowſki, Prof. Wolter, Prof. Su⸗ 

Fomffi, Dr: Graf Potulicki, Prof. 

Dr Pranczinſki und Oberlandes⸗ 

gerichtsrat Dziembowſki. Außerdem 

gehören der deutſchen und der polniſchen 

Gruppe je 40 führende Rechtspraktiker und 

⸗wiſſenſchaftler an. Die 2 Arbeitsgemein⸗ 

ſchaft ſoll der Pflege des Gedankenaus⸗ 

tauſchs und der Rechtsbeziehungen dienen. 


Die 16. Poſener Meſſe 


Am 2. Mai wurde die 16. Poſener 
Meſſe durch den polniſchen Handelsminiſter 
Roman eröffnet. An der Eröffnung nahm 
eine ſtarke deutſche Abordnung teil. Die 
reichsdeutſche Wirtſchaft war 


durch einen offiziellen Stand und außerdem 
durch die Einzelſtände zahlreicher Firmen, 
die über das ganze Meſſegelände verteilt 
waren, vertreten. Stärker als im ver⸗ 
gangenen Jahre war die Schwerinduſtrie 
des Deutſchen Reiches beteiligt. In der 
Autoſchau hatten Mercedes-Benz, Adler, 
BMW, Auto-Union und Henſchel aus⸗ 
geftelle. Stark vertreten waren Büro: 
maſchinen, optiſche Inſtrumente, Meißener 
Porzellan, baveriſches Kunſtgewerbe und 
Stoffe der JG⸗Farben. Auch für das 
deutſche Buch und die deutſche Touriſtik 
wurde in beſonderen Meſſeſtänden ge⸗ 
worben. Dicht neben dem reichsdeutſchen 
Stand befand ſich der offizielle Stand der 
Freien Stadt Danzig, der in ge⸗ 
ſchmackvoller Aufmachung Danziger Er⸗ 
zeugniſſe zeigte. Neben dem Deutſchen 
Reich und der Freien Stadt Danzig waren 
von fremden Staaten nur noch Frank⸗ 
reich, Belgien und Uruguay offi⸗ 
ziell vertreten. Ungarn, Schweden und 
Südſlawien, die fi) an der letztjährigen 
Meſſe beteiligt hatten, fehlten diesmal. 


e⸗Mehrheit im Danziger Volkstag 


Im Danziger Volkstag wurde am 
5. Mai die Verlängerung der Geltungs⸗ 
dauer des Ermächtigungsgeſetzes 
vom 24. Juni 1933, das bis zum 30. Juni 
d. J. in Kraft bleiben ſollte, bis zum 
30. Juni 1941 beſchloſſen. Für das 
Geſetz ſtimmten bei 1 Enthaltung 47 von 
68 Abgeordneten. Es war dies das 
erſte Mal, daß im Danziger 
Volkstag ein Geſetz mit Zwei— 
drittelmehrheit angenommen 
wurde. Gegen das Geſetz ſtimmten die 
Zentrumsleute, Kommuniſten und Sozial⸗ 
demokraten. Dagegen unterſtützten die noch 
verbliebenen Deutſchnationalen den 
nationalſozialiſtiſchen Antrag, fie gaben 
damit ihre oppoſitionelle Haltung gegen die 
nationalſozialiſtiſche Staatsführung auf. 


Der polniſche Rundfunk 


Der polniſche Rundfunk hat große 

läne. Seine bisherige Entwicklung läßt 
noch viel zu wünſchen übrig. Die Zahl 
der Rundfunkhörer beträgt in 
Polen zur Zeit etwa 700 000. Vor allem 
auf dem Lande iſt der Rundfunk nur ſpär⸗ 
lich verbreitet. Die Anteile der Aktien⸗ 
geſellſchaft „polskie Rad jo“ befinden 
ſich zu 95 v. H. im Beſitz des polniſchen 
Staates. Für die nächſte Zeit iſt nun 
eine Verdichtung und Verſtär⸗ 
kung des Sendernetzes vor allem in 
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den Grenzgebieten geplant. Der Lem: 
berger Sender genügt bisher weder 
hinſichtlich ſeiner Stärke noch hinſichtlich 
ſeines Programms den politiſchen Bedürf⸗ 
niſſen dieſer empfindlichſten Gefahrenzone 
des polniſchen Staates. Hundert Kilometer 
von Lemberg entfernt ſind die benachbarten 
bolſchewiſtiſchen Sender Kiew 
und Odeſſa beſſer als der Lemberger Sen⸗ 
der zu hören. Deſſen propagandiſtiſche 
Wirkſamkeit iſt um ſo geringer, als er ſich 
nur in beſcheidenem Maße der ukraini⸗ 
ſchen Sprache bedient, während die 
benachbarten bolſchewiſtiſchen Sender aus⸗ 
ſchließlich ukrainiſch ſenden. So wird der 
größere Teil Oſtpolens bis heute von der 
bolſchewiſtiſchen Rundfunkpropaganda be⸗ 
herrſcht. Demnach ſoll in Zukunft im 
Lemberger Sendeprogramm der ukrainiſchen 
Sprache eine größere Beachtung geſchenkt 
werden. Weiter ſollen im nördlichen Oſten, 
bei Baranowic ze, und im mittleren 
Oſten, in Wolhynien, zwei neue 
50⸗Kilowatt⸗Sender errichtet wer⸗ 
den. Der Kattowitzer Sender ſoll 
auf 50 Kilowatt verſtärkt werden und ein 
neues modernes Rundfunkgebäude erhalten. 
Warſchau ſoll einen zweiten Sender 
erhalten. Die beiden hauptſtädtiſchen Sen⸗ 
der ſollen dann eine Programmteilung in 
der Art vornehmen, daß der eine das bis⸗ 
herige, recht primitive Programm, das der 
breiten Maſſe angepaßt iſt, beibehalten, 
der andere aber in Vortrag und Muſik ein 
höheres Niveau halten ſoll. In Warſchau 
ſoll der Rundfunk ein repräſentatives 
Hochhaus von 20 Stockwerken mit einem 
70 Meter hohen Turm erhalten, während 
bisher die „Polskie Radjo“ AG. in ge⸗ 
mieteten Räumen in einem Hinterhaus 
untergebracht iſt. Schließlich iſt beabſich⸗ 
tigt, in Radom eine neue Sendeſtation 
zu errichten, die ſpeziell der polnifchen 
Propaganda in den baltiſchen 
Ländern und auf dem Balkan 
dienen ſoll. Intereſſant iſt, daß der pol⸗ 
niſche Rundfunk mit bisher ungelöſten 
radiotechniſchen Problemen zu kämpfen 
hat. So ſteht man vor der kurioſen Tat⸗ 
ſache, daß der Kattowitzer Sender in Nord⸗ 
afrika beſſer als in Polen, der Warſchauer 
Sender aber nirgends beſſer als in Syrien 
zu hören iſt. Das erwähnte Bauprogramm 
ſoll im Laufe mehrerer Jahre durchgeführt 
werden. 


Die Juden im polnifchen Film 


Das Warſchauer „ABC“ machte vor 
kurzem einige treffende Bemerkungen über 
das Niveau des polniſchen Fil⸗ 
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mes, die im Zeichen der deutſch⸗polniſchen 
Zuſammenarbeit auf dieſem Gebiete Beach⸗ 
tung verdienen. Der polniſche Film, meinte 
das polniſche Rechtsblatt, ſei ſchrecklich, mit 
der amerikaniſchen Filmproduktion über⸗ 
haupt nicht vergleichbar und für die 
Ausfuhr abſolut nicht geeignet. 
Davon, daß polniſche Filme in Wien, 
Budapeſt oder Paris aufgeführt werden 
könnten, ſei gar keine Rede; ſogar für 
Bukareſt, Sofia und Agram ſeien die 
polniſchen Filme zu ſchlecht. Die Schuld 
an dieſem Zuſtand verſuchte das polniſche 
Blatt den Juden in die Schuhe zu ſchieben. 
Die geſamte Filmproduktion 
Polens. ſei in jüdiſchen Händen. 
Bozen, Finkelſtein, Libkow und Grünſtein 
— das ſeien einige der bedeutendſten 
Namen. Zum füdiſchen Produzenten komme 
der jüdiſche Regiſſeur, unter denen der 
ſchlimmſte Waszynſkirſei, der in den 
10 bis 14 Tagen, die er zum Drehen eines 
Filmes braucht, geradezu unwahr⸗ 
ſcheinlichen Schund produziere. Auch 
die Drehbücher würden von Juden wie 
Stern, Tom, Sondek oder Szerszen ge⸗ 
ſchrieben; ſie ſeien ſkandalös und idiotiſch. 
„Die polniſchen Filme“, ſo ſchloß das 
„ABC“ feinen Klageartikel, „find nicht 
ſchlecht, weil das Publikum keinen Ge⸗ 
ſchmack hat, ſondern weil es der jüdiſche 
Produzent nicht anders will!“ Dieſe Be⸗ 
trachtung ſcheint etwas einſeitig zu ſein. 
Denn ſchließlich hätte ja die polniſche Re⸗ 
gierung, die ſich ſonſt recht eifrig um 
die Förderung des polnifchen Filmweſens 
kümmert, die Möglichkeit, auch den hier 
aufgezeigten Ulebelſtänden entgegenzutreten. 
Und letzten Endes hat jedes Volk die Juden, 
die es verdient. 


Die Juden beherrſchen Galizien 


Ein guter Kenner der Judenfrage in 
Polen, Prälat Dr Stanislaw 
Trzeciak, hat vor einiger Zeit in Brom: 
berg einen Vortrag gehalten, in dem er 
über die beherrſchende Stellung, die das 
Judentum im wirtſchaftlichen und geiſtigen 
Leben Galiziens beſitzt, u. a. folgendes 
ausgeführt hat: Allein in Lemberg ſeien 
während der letzten 17 Jahre nicht weniger 
als 1200 Häuſer in jüdiſchen Be⸗ 
ſitz übergegangen. In Lemberg gebe 
es 113 polniſche und 675 jüdiſche Rechts ⸗ 
anwälte, in Stanislau 8 polniſche und 
80 jüdiſche, in Pſchemiſſel 9 polniſche und 
78 jüdiſche und in Tarnopol 2 polniſche und 
45 jüdiſche. Wie in den Städten, fo ſei es 
auch auf dem Lande. An Rechtsanwälten 


gebe es im Bezirk Tarnopol mehrere hun⸗ 
dert jüdiſche, einige ukrainiſche und keinen 
polniſchen, im Bezirke Drohobycz 5 pol⸗ 
niſche und 82 jüdiſche, im Bezirk Kolomeg 
3 polniſche und 36 jüdiſche uſw. In der 
Stadt Tarnopol gebe es einen einzigen pol: 


niſchen Arzt, ſonſt nur jüdiſche; im Bezirk 


Tarnopol ſei unter den Aerzten überhaupt 
kein Pole zu finden. Der galiziſche Gr of: 
grundbeſitz befinde ſich zu 34,5 v. H. 
in jüdiſchen Händen. Der landwirt⸗ 
ſchaftliche Kleinbeſitz ſei gleichfalls 


bereits erheblich verjudet. Es gebe ganze 
Dörfer, die den Juden gehören, und die 
jüdiſchen Landwirte ſeien in eigenen Ver⸗ 
bänden, und zwar beſſer als die polniſchen, 
organiſiert. Handel, Handwerk und Indu⸗ 
ſtrie ſeien nahezu ausſchließlich jüdiſch. Die 
Städte ſeien ſo vollkommen verjudet, daß 
man in ihnen an den Sonnabenden faſt 
nichts, an den Sonntagen aber alles ein⸗ 
kaufen könne. Die Polen in Galizien hätten 
direkt Angſt vor den Juden. Galizien be⸗ 
finde ſich praktiſch unter jüdiſcher Aufſicht. 


Bücher über den Oſten 


eines 


Von 


Die Habsburger. Die Tragödie 
halben Jahrtauſends deutſcher Geſchichte. 
Alfred Rapp. Frank ſche Verlags handlung, 
Stuttgart 1936. 282 Seiten. 32 Kunſtdruck⸗ 
tafeln nach alten Gemälden und Stichen. 
5 hiſtoriſche Karten und ein Stammbaum der 
Habsburger. — Die Habsburger ſind als 
politiſche Erſcheinung Europas, als Kaiſer 
und als Könige, niemals Deutſche oder 
Italiener oder Spanier oder Ungarn geweſen. 
Sie ſind immer nur die Dynaſtie geweſen, die 
klaſſiſche Dynaſtie der abendländiſchen Ge⸗ 
ſchichte. Sie ſind als Herrſcher über Länder 
verſchiedenſten Volkstums mit ganz feltenen 
Ausnahmen, die immer wieder in die Regel des 
Geſchlechtes zurückkehrten, im wahrſten Sinne 
des Wortes eine anationale Erſcheinung geweſen. 
Und es war die Tragik der deutſchen Geſchichte, 
daß ſich mehr als ein halbes Jahrtauſend hindurch 
die Macht und der Name des Reiches mit 
dieſem Geſchlechte verbanden, daß immer 
wieder der Kampf gegen Habsburg, der nicht 
nur eine Sache der deutſchen Teilfürſton, 
ſondern durch die Jahrhunderte hindurch immer 
wieder eine im Volke für recht und billig ge⸗ 
haltene Angelegenheit war, zugleich ein Kampf 
gegen die Zentralgewalt und für den Partiku⸗ 
larismus fein mußte. Es iſt das Charakteri- 
ſtiſche der Geſchichte dieſes Geſchlechtes geweſen, 
daß zumeiſt deſſen ſchwächſte und wertloſeſte 
Vertreter durch unwahrſcheinliche Glückszufälle, 
durch Heiraten und durch bedeutende Männer, 
die in ihren Dienſten ſtanden, die größten 
politiſchen Erfolge (nicht für das Reich, 
ſondern für die Macht des Hauſes) zu erzielen ver⸗ 
mochten. Alfred Rapp verfolgt den Gang der 
Habsburger durch die deutſche Geſchichte. Es 
iſt das erſte al, daß das in dieſer Zu⸗ 
ſammenfaſſung und Geſchloſſenheit geſchieht. 
Es iſt ein geiſtreiches und ſpannendes Buch, 
deſſen Geſchichtsbetrachtung kühn und lebendig 
iſt und das Blickpunkte bezieht, denen von der 
hiſtoriſchen Literatur bisher kaum Beachtung 
geſchenkt worden iſt. Daß das Buch bereits 
ſeine dritte Auflage erlebt hat, zeigt, daß in 
den geſchichtlich intereſſierten Kreiſen das Be⸗ 
dürfnis vorhanden iſt, ſich mit dem Haufe Habe: 


burg innerlich auseinanderzuſetzen. Daß dieſe 
Auseinanderſetzung niemals für das Haus 
Habsburg ausfallen kann, dafür haben die 
20 Kaiſer und Könige der deutſchen Ver⸗ 


gangenheit, die diefem Kaufe “angehört haben, 
gründlich geſorgt. Dr. K. 
Das Vermächtnis der letzten Tage. Roman 


von Anton Graf Boffi Fedrigotti. 
„Zeitgeſchichte“ Verlag und Vertriebs-Geſell⸗ 
ſchaft GmbH., Berlin 1937. 416 Seiten. 
Preis 5,50 RM. — Es iſt ein Buch der 
jungen Generation, die keine innere Bindung 
mehr zum Habsburgerreiche hat. Franz von 
Koreſch, Fähnrich im Regiment Graf Pappen⸗ 
heim, kommt in den Tagen, in denen ſich das 
Vielvölkerheer der alten Monarchie ſchon in 
voller Auflöſung befindet, an die Front. Dieſer 
Rückzug durch Südtirol, der in Trient mit 
Waffengewalt von den Italienern erzwungen 
werden muß, bleibt das Vermächtnis, das ihm 
Oeſterreich⸗Ungarn fürs Leben mitgibt. Dieſes 
Vermächtnis weiſt ihm den Weg von einem 
Staat, der nur noch um einer Dynaſtie willen 
da war, zu ſeinem Volk. Er wird ſich dieſes 
Vermächtniſſes erſt langſam, in den erſten 
Jahren nach dem Kriege bewußt, als er ſich 
zunächſt in das Leben einzufügen verſucht, das 
ihm als Sohn einer großgrundbeſitzenden Adels⸗ 
und Offiziersfamilie und als Bürger der tſche⸗ 
choſlowakiſchen Republik vorgeſchrieben er⸗ 
ſcheint. Im Widerſtand gegen die geſellſchaft⸗ 
liche Tradition ſeiner Kreiſe und unter dem 
Zwang des Staates gewinnt das Vermächtnis 
der letzten Tage Gewalt über ihn. Es zwingt 
ihn zum Volk. Und in den Tagen, in denen 
er während des ungariſchen Abenteuers des 
letzten Habsburgers als „eſchechiſcher“ Soldat 
an die ſlowakiſche Front geſchickt wird, vollendet 
ſich der Bruch zwiſchen ihm und den Gliedern 
ſeiner Geſellſchaftsſchicht, die in einer unwirk⸗ 
lichen Vergangenheit leben oder auf Umwegen, 
die ſeinem geraden Charakter nicht liegen, mit dem 
neuen Staat zurechtzukommen verſuchen. Unter den 
Menſchen ſeiner Kreiſe iſt nur ein Mädchen, 
das ihn verſteht. Es folgt ihm, als er bei 
einem durch ein Verſehen verſchuldeten Grenz⸗ 
zwiſchenfall verwundet in ungariſche Gefangen- 
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ſchaft fällt und, von den tſchechiſchen Gewalt⸗ 
habern als „Deſerteur“ verurteilt und enteignet 
ins Reich geht, um dort zuſammen mit den 
Kameraden der letzten Kriegstage das Ver⸗ 
mächtnis zu erfüllen. Wie im „Standſchützen 
Bruggler“ weiß Boſſi Fedrigotti auch hier ein 
junges Soldatenſchickſal und das Bewußtwerden 
der großdeutſchen Zuſammengehörigkeit über⸗ 
zeugend zu ſchildern. Dr. K. 


Briefe vom deutſchen Kaiſerhof. 1889 bis 
1915. Von Fürſtin Marie Radzimill. 
Verlag Ullſtein, Berlin 1936. 377 Seiten. 
Preis 8,— RM. — Die Radziwills gehörten 
zu den altadligen Familien, die ſeit Generationen 
in engſten perſönlichen Beziehungen zum Ber⸗ 


liner Hofe ſtanden. Die Verfaſſerin der 
Briefe, Marie Radziwill, war die Tochter des 
Marquis Henri de Chaſtellane und der 


Prinzeſſin Joſephine Pauline von Talleyrand⸗ 
Perigord. Der bekannte franzöſiſche Staats⸗ 
mann Talleyrand war ihr Urgroßonkel. Ihre 
beiden Töchter waren mit zwei Grafen Potocki 
verheiratet. Die Briefe, die in der vorliegen 
den Auswahlſammlung zuſammengeſtellt ſind, 
waren an den General Robilant, der einmal 
Militärattaché an der italieniſchen Botſchaft in 
Berlin geweſen war, gerichtet. Die Korreſpon⸗ 
denz begann vor dem Sturze Bismarcks und 
endete mit dem Tode der Fürſtin im Jahre 
41945. Sie ift gewiſſermaßen eine Hofchronik 
der Regierungszeit Wilhelins II. Die be⸗ 
kannten politiſchen Ereigniſſe der zweieinhalb 
Jahrzehnte erſcheinen in der perſönlichen Be⸗ 
leuchtung einer mit einem Polen verheirateten 
Franzöſin. Man hat den Eindruck, daß die Art, 


wie hier in unlogiſcher und wdderſpruchs⸗ 
voller Weiſe viele unglückliche Handlungen 
Wilhelms II. unter der Clique des inter⸗ 


nationalen Hochadels zum Kurſieren gebracht 
worden ſind, geeignet geweſen iſt, den Schaden, 
den dieſe Dinge im Auslande ohnehin ſchon 
angerichtet haben, noch zu vermehren. Dr. K. 


Auslandvolkstum. Soziologiſche Betrach⸗ 
tungen zum Studium des Deutſchtums im Aus⸗ 
land. Von Rudolf Heberle. Verlag 
von S. Hirzel, Leipzig 1936. 34 Seiten. 
Preis 2,— RM. — Die Arbeit iſt als Bei⸗ 
heft zum Archiv für Bevölkerungswiſſenſchaft 
und Bevölkerungspolitik erſchienen. Heberle 
gibt einen ſehr aufſchlußreichen Ueberblick über 
die grundſätzlichen Geſichts punkte, die bei der 
Betrachtung ausländiſcher Volksgruppen zu 
berückſichtigen ſind. Er charakteriſtert die Be⸗ 
deutung, die die ſoziale Gliederung, der wirt⸗ 
ſchaftliche Stand, die Siedlungsweiſe, der 
kulturelle Standard, Sprache, Kirche uſw. für 
die Lebensfähigkeit einer Volksgruppe haben. 
Beſonders beachtenswert find die Bemerkungen, 
die er zur Frage der Entnationaliſierung made 

r. K. 


Der Deutſche im Ausland: Galizien. Von 
Fritz Seefeldt. Verlag Julius Beltz, 
Langenſalza 1937. 80 Seiten. Mit einer Karte 
der deutſchen Siedlungsgebiete Galiziens und 
18 Bilder im Text. Preis 1,30 RM. — Die 
Schrift ift in der vom Deutſchen Zentralinſtitut 
für Erziehung und Unterricht herausgegebenen 
Reihe über das Auslanddeutſchtum erſchienen. 
In Form kurzer Beiträge, die durchweg volks⸗ 
tümlich und zum Teil erzählend ſind, führt ſie 
durch die Geſchichte des galiziſchen Deutſchtums. 
Es iſt von der deutſchen Kunſt in Krakau und 
der Kulturleiſtung des Lemberger Deutſchtums 
die Rede, von der Anſiedlung der Pfälzer, 
Schwaben und Böhmerwäldler durch Maria 
Thereſia und Joſeph II. Anſchaulich wird der 
faſt vorgeſchichtliche Zuſtand geſchildert, in dem 
ſich weite Strecken Galiziens zur Zeit der An⸗ 
kunft der deutſchen Koloniften befanden. Die 
Not des Weltkrieges, die den Erfolg mühevoller 
Arbeit zum Teil wieder zerſtörte, wird in einem 
anderen Beitrag lebendig. Und dann werden 
Proben aus dem deutſch-galiziſchen Sagen und 
Liederſchatz und dem Brauchtum der deutſchen 
Koloniften gebracht. Von den Gefahren der 
Entnationalifierung berichtet eine Erzählung. 
Zwei Beiträge ſind dem Werk Pfarrer Zöcklers 
in Gtanislau und der deutſchen Volkshochſchule 
in Dornfeld, deren Leiter früher der Verfaſſer 
der vorliegenden Schrift war, gewidmet. Als 
volkstümliche Einführung in das Wiſſen um das 
galiziſche Deutſchtum, das im Mittelalter vor 
allem der Stadt Krakau die tiefen und bleiben: 
den Züge aufgeprägt hat, derenwegen dieſe 
Stadt noch heute als die ſchönſte unter den 
Städten Polens gilt, und in das Wiſſen um die 
Arbeit der deutſchen Koloniſten, die der Bunt⸗ 
heit dieſes Landes den Zug ins Deutſche gegeben 
hat, iſt die Schrift zu gebrauchen. Einen An⸗ 


ſpruch auf Vollſtändigkeit der Darſtellung kann 


ſie allerdings nicht erheben. Vor allem fällt es 

auf, daß ſie die Lage des Deutſchtums nach 

dem Kriege, alſo innerhalb der Grenzen des 

polniſchen Staates, faſt gar nicht ee * 
I. 


Die Geißel der Welt. Juda auf verlorenem 
Poſten. Von Dr. Oskar Liskowſky. Mit 
einem Geleitwort von Hans Hinkel, M. d. R. 
Zweite Folge der Schrift: „Deutſchlands 
Kampf um die abendländiſche Kultur“. Deut⸗ 
ſcher Verlag für Politik und Wirtſchaft GmbH., 
Berlin W50, 1936. 239 Seiten. — Lis⸗ 
kowſky behandelt in ſeinem materialreichen 
Buch insbeſondere den Zuſammenhang zwiſchen 
dem Judentum und dem Bolſchewismus. Das 
intereſſant und feſſelnd geſchriebene Werk läßt 
die tatſächlichen Einflüſſe des Judentums im 
Deutſchen Reich vor der Machtergreifung durch 
den Nationalſozialismus und ſeine Herrſchaft in 
Rußland an einer großen Zahl von Beiſpielen 
hervortreten. Jeder Leſer wird dieſes Buch nicht 
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